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Sozialismus alle Möglichkeiten eröffnet. Bei uns wird der 
bewährte Grundsatz praktiziert, der Jugend volles Ver­
trauen zu erweisen und hohe Verantwortung zu übertra­
gen.

Diese große humanistische Leistung wird noch deut­
licher, wenn wir einen Blick auf die düstere Lage der 
Jugend in den Ländern des Kapitals werfen. Ohne 
gesicherte Zukunft, ohne die Möglichkeit einer sinnvollen 
Bestätigung der eigenen schöpferischen Kräfte ist in den 
kapitalistischen Industriestaaten ein Heer von Jugend­
lichen, vor allem die Arbeiterjugend, von der steigenden 
Erwerbslosigkeit besonders betroffen. In den 24 OECD- 
Mitgliedstaaten wird für 1981 eine Zunahme der Arbeits­
losen von 24 auf 26 Mio erwartet, wobei jeder zweite 
Erwerbslose zwischen 16 und 24 Jahre alt ist. Laut „Stutt­
garter Zeitung“ gibt es in der BRD eine „überdurchschnitt­
liche Zunahme der Jugendarbeitslosigkeit“, die sich z. B. 
im November 1980 im Vergleich zum Vormonat um 8,4 Pro­
zent erhöht hat. Diese Erscheinung der kapitalistischen 
Wirklichkeit, mit der nach Schöpfertum und Bewährung 
strebende junge Menschen zu hoffnungsloser Untätigkeit 
verdammt sind, wird durch eine andere, ebenfalls vom 
Profit diktierte — und man möchte fast sagen klassische — 
Erscheinung kapitalistischer Produktion „ergänzt“, die 
Kinderarbeit. Selbst das BRD-Monopolblatt „Die Welt“ 
mußte eingestehen: „Kinder heute: Neunjährige schweißen 
im Akkord, bis sie krank sind ... Fast wie in der schlechten 
alten Zeit. Kinder arbeiten so hart wie Erwachsene, um 
sich eine Lehrstelle zu sichern oder die Familie zu ernäh­
ren. Zwar ist Kinderarbeit in der Bundesrepublik Deutsch­
land gesetzlich verboten. Aber Schuldige und Richter hal­
ten solche Gesetzesverstöße häufig nur für Kavaliers­
delikte“ („Die Welt“, Hamburg, vom 7. November 1980). 
Um zu wissen, um welche Größenordnung es dabei in der 
BRD geht, sei auf eine in demselben Blatt angeführte 
wissenschaftliche Untersuchung verwiesen, in der es heißt, 
„daß es hierzulande mindestens 300 000 arbeitende Kinder 
gibt ... Höchstens fünf Prozent aller verbotenen Fälle von 
Kinderarbeit werden den Gewerbeaufsichtsämtern be­
kannt“ !

Überbetriebliche Nutzung vom, Neuerungen

Jeder Neuerer kann mit Recht erwarten, daß seine 
Neuerungen mit überbetrieblichem Charakter möglichst 
umfassend nachgenutzt werden. Hierbei geht es um eine 
generelle, überaus wichtige Aufgabe der Führung der 
Neuererbewegung, die ihre Wirkung vor allem daraus be­
zieht, daß die wissenschaftlich-technischen Erkenntnisse 
in großem Maßstab für den Leistungsanstieg der Volks­
wirtschaft wirksam werden. Nach § 37 Abs. 2 AGB und 
§ 27 NVO haben die Betriebsleiter zu sichern, daß alle 
Neuerungen auf ihre überbetriebliche Nutzbarkeit geprüft 
und Neuerungen mit überbetrieblichem Charakter nach 
erfolgreicher Erprobung anderen für die Nutzung in Frage 
kommenden Betrieben angeboten werden; ebenso sind 
anwendbare Neuerungen aus anderen Betrieben zu nutzen. 
Dieser Aspekt einer planmäßigen Leitung der Neuerertä­
tigkeit muß auch mit der gerichtlichen Tätigkeit unterstützt 
werden, wenn sich bei der Durchführung oder Auswertung 
von Neuererrechtsverfahren entsprechende Hinweise erge­
ben oder wenn z. B. in der rechtspropagandistischen Tätig­
keit zu diesen Rechtspflichten Stellung zu nehmen ist.

Leitungsaufgaben zur Qualifizierung 
der Neuererbewegung

Die Bezirksgerichte und die Direktoren der Kreisgerichte 
müssen der gesellschaftlich wirksamen Durchführung der 
Neuererrechtsverfahren stets hohe Aufmerksamkeit zuwen­
den. Ausgehend vom gesellschaftlichen Grundanliegen der 
Neuererbewegung sind die zutreffenden Rechtsvorschriften

auf der Grundlage eines ausreichend geklärten Sachver­
halts exakt und überzeugend anzuwenden und die gesetz­
lichen Möglichkeiten der ZPO zur Verstärkung der Wirk­
samkeit der Verfahren, besonders auch durch ein enges 
Zusammenwirken mit den Gewerkschaften, klug zu 
nutzen.

Die Bereitschaft der Werktätigen, als Neuerer einen 
schöpferischen Beitrag zur Verbesserung der Arbeitsorga­
nisation, der Technologie und der Arbeitsbedingungen zu 
leisten, ist groß. Die Rechtsprechung muß dazu beitragen, 
daß die Rechte der Neuerer strikt gewährleistet werden 
und daß die gerichtliche Tätigkeit die bewußte Teilnahme 
der Werktätigen an der Neuererbewegung fördert. Dazu 
gehört auch, daß auf in Verfahren festgestellte Verletzun­
gen von Rechten der Neuerer durch betriebliche Leiter 
prinzipiell reagiert und zielgerichtet von den Möglichkei­
ten der Gerichtskritik und der Auswertung von Verfahren 
Gebrauch gemacht wird.

Die Erfahrungen der Gerichte zeigen, daß mitunter be­
triebliche Leitungsmängel, besonders die Nichtbeachtung 
der grundsätzlichen Aufgabenstellungen in §§ 36, 37 AGB 
und in den neuererrechtlichen Regelungen, sowie unzurei­
chende Kenntnisse spezieller Regelungen des Neuerer­
rechts bei Leitern zu Streitfällen führen und die Entwick­
lung der betrieblichen Neuerertätigkeit hemmen können. 
Fehlt eine kontinuierliche Planung der Neuerertätigkeit 
und ihre feste Einordnung in den Betriebsplan, ist die 
Organisation der kollektiven Neuerertätigkeit von Arbei­
tern und Angehörigen der Intelligenz unter Einbeziehung 
der jungen, Werktätigen unzureichend oder ist die Unter­
stützung der Neuerer bei der Erarbeitung und Durchset­
zung von Neuerungen ungenügend, dann wirkt sich dies 
stets nachteilig auf Einsatzbereitschaft und Initiative der 
Neuerer aus.

Es gibt Beispiele dafür, daß Gerichte und Konfliktkom­
missionen über die konkrete gerichtliche Entscheidung 
hinaus festgestellte Unzulänglichkeiten zutreffend zum 
Anlaß genommen haben, um auf die erforderlichen Ver­
änderungen in der Leitungstätigkeit der betreffenden 
Betriebe hinzuwirken. In dieser Richtung ist — besonders 
auch durch eine gezielte Unterstützung der Konfliktkom­
missionen — in allen geeigneten Verfahren zu arbeiten. 
Auch die Einbeziehung dieser Probleme und entsprechen­
der Schlußfolgerungen in die Berichterstattungen der 
Direktoren der Gerichte vor den Kreis- bzw. Bezirksvor­
ständen des FDGB (§ 301 Abs. 3 AGB) ist von großer 
Bedeutung.

Bei der Vorbereitung der 18. Plenartagung des Ober­
sten Gerichts ist in bewährter Weise eng mit den Gewerk­
schaften zusammengearbeitet worden. Richter des Ober­
sten Gerichts haben mit hervorragenden Neuerern, mit 
Konfliktkommissionsmitgliedern, Gewerkschaftsfunktio­
nären und betrieblichen Leitern Beratungen zu solchen 
Fragen durchgeführt, die mit dem im Bericht des Präsi­
diums enthaltenen Einschätzungen und Orientierungen der 
Rechtsprechung im Zusammenhang stehen. Dabei wurde 
von den hervorragenden Initiativen und Ergebnissen in der 
Neuerertätigkeit ausgegangen, die wesentlich dadurch be­
stimmt werden, daß die Werktätigen durch die Leiter für 
die schöpferische Arbeit begeistert und für die planmäßige 
Lösung wissenschaftlich-technischer Aufgaben gewonnen 
und befähigt werden, daß die aktive Ausübung der gewerk­
schaftlichen Mitbestimmungs- und Kontrollrechte gewähr­
leistet ist und daß das Neuererrecht als Instrument der 
politischen Erziehung und zur Organisierung der Neuerer­
bewegung im sozialistischen Wettbewerb exakt und über­
zeugend durchgesetzt wird. Eine solche Arbeitsweise ent­
zieht auch Neuererrechtsstreitfällen den Boden.

(Dem Beitrag liegt das Referat zugrunde, das Vizepräsi­
dent Dt. Strasberg auf der 18. Plenartagung des Obersten 
Gerichts am 11. Dezember 1980 gehalten hat. — D. Red.)


